Zur Veröffentlichung im Amtsblatt


Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG);

Neubau eines Mastschweinestalles mit Güllegrube in Dillingen, Fl.Nr. 253 Gemarkung Donaualtheim, durch Herrn Hermann Kästle, Jägerstr. 13, 89407 Dillingen a.d.Do.

Vorprüfung nach §§ 9 Abs. 3, 4 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG

Das Landratsamt Dillingen a.d.Do. hatte im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-verfahrens nach §§ 9 Abs. 3 und 4, § 7 Abs. 1 UVPG in Verbindung mit Ziffer 7.7.2 der Anlage 1 UVPG in einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.

Hierbei war überschlägig zu prüfen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären.

Die beteiligten Fachbehörden kamen bei ihrer Prüfung zu dem Ergebnis, dass die Umsetzung des Vorhabens keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann. 
Das Landratsamt Dillingen a.d.Do. kam nach seinen eigenen Überprüfungen zu dem Ergebnis, dass bei antragsgemäßer Errichtung und ordnungsgemäßem Betrieb der Anlage sowie bei Einhaltung der vorgeschlagenen Auflagen sichergestellt ist, dass 
-schädliche Umwelteinwirkungen, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen durch Luftverunreinigung und Lärmemissionen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden und 

-Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen durch Luftverunreinigungen und Lärmemissionen getroffen ist, insbesondere durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung. 

Die Umsetzung des Vorhabens hat keine erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen im Sinne von § 7 Abs. 1 UVPG. Maßgeblich waren dabei Merkmale und Standort des Vorhabens und seine möglichen Auswirkungen. Somit war für das Vorhaben keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben; sie ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 2 und 3 UVPG).

Dillingen a.d.Donau, den 11.12.2018 
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